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1. Einleitung 

Dieser Sachstand gibt einen Überblick über die speziellen gesetzlichen Grundlagen zu Investitio-
nen in Offshore-Energie. Für Offshore Windanlagen ist seit dem 1. Januar 2017 vor allem das 
Windenergie-auf-See-Gesetz (WindSeeG)1 maßgeblich, für die Offshore Gasförderung das Mee-
resbodenbergbaugesetz (MBergG)2. Das einschlägige Investitionsprüfungsrecht im Falle von In-
vestitionen aus dem Ausland wird zum Schluss im Überblick dargestellt. 

2. Windenergie 

In Deutschland regelt das WindSeeG3 die Fachplanung und Voruntersuchung von Flächen für 
die Stromerzeugung aus Windenergieanlagen auf See sowie die Ausschreibung, die Errichtung 
und den Betrieb von Offshore Anlagen (vgl. § 2 Abs. 1 WindSeeG). Das WindSeeG unterstreicht – 
wie auch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 2023 (EEG)4  – das „überragende öffentliche Inte-
resse“ an der Errichtung von Windenergieanlagen auf See und Offshore-Anbindungsleitungen 
und den Aspekt der öffentlichen Sicherheit, § 1 Abs. 3 WindSeeG.5 

Gemäß § 2 Abs. 2 WindSeeG findet das Gesetz in der ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ)6 
und auch im Küstenmeer7 Anwendung, soweit dieses ausdrücklich genannt wird. Im Vergleich 
zur vorigen Regelung der Offshore Windenergie allein im EEG „ist mit den Ausschreibungen auf 
See ein System eingeführt worden, das eine staatliche Planung und Voruntersuchung von Offs-
hore-Flächen vorsieht, die anschließend ausgeschrieben werden“.8 „Hierdurch werden zentrale 
Aspekte der Offshore Windenergie, wie ⁠Raumordnung ⁠, Genehmigung, Vergütung und Netzaus-
bau, aufeinander abgestimmt und in einem Gesetz miteinander verzahnt. Aufgrund dieser Zu-
sammenführung und der zentralen, koordinierten Abwicklung durch das Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie (BSH) und die Bundesnetzagentur wird die Ausgestaltung als 

 

1 https://www.gesetze-im-internet.de/windseeg/BJNR231000016.html. 

2 https://www.gesetze-im-internet.de/mbergg/BJNR078200995.html. 

3 Siehe Fn. 1. 

4 https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/BJNR106610014.html. 

5 Vgl. Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Rechtliche Vorgaben für Planung, Errichtung und Betrieb 
von Erneuerbare-Energien-Anlagen, 23. August 2023, WD 5 - 3000 - 069/23, S. 8, https://www.bundestag.de/re-
source/blob/970416/75978167bfb8beabf62afa67280b7e60/WD-5-069-23-pdf.pdf. 

6 Als ausschließliche Wirtschaftszone wird die Zone jenseits des Küstenmeers bezeichnet. Zum Küstenmeer s. 
Fn. 7. 

7 Als Küstenmeer wird das Gebiet bezeichnet, welches in deutschen Hoheitsgewässern liegt und nicht Teil der 
AWZ ist. Es ist begrenzt durch die sog. 12-Meilen-Zone nach Art. 3 Seerechtsübereinkommen der Vereinten Na-
tionen (SRÜ) – Maritimes Sicherheitszentrum des Bundes und der Küstenländer, Einsatzgebiet, Seerechtliche 
Zonen, https://www.msz-cuxhaven.de/DE/GLZSee/Einsatzgebiet/einsatzgebiet_node.html. Zum SRÜ s. auch u. 
Fn. 19. 

8 Offshore-Windindustrie.de, EEG-Ausschreibungen, https://www.offshore-windindustrie.de/wirtschaft/aus-
schreibungen/eeg (Hervorhebungen durch die Autorin). 

https://www.gesetze-im-internet.de/windseeg/BJNR231000016.html
https://www.gesetze-im-internet.de/mbergg/BJNR078200995.html
https://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/BJNR106610014.html
https://www.bundestag.de/resource/blob/970416/75978167bfb8beabf62afa67280b7e60/WD-5-069-23-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/970416/75978167bfb8beabf62afa67280b7e60/WD-5-069-23-pdf.pdf
https://www.msz-cuxhaven.de/DE/GLZSee/Einsatzgebiet/einsatzgebiet_node.html
https://www.offshore-windindustrie.de/wirtschaft/ausschreibungen/eeg
https://www.offshore-windindustrie.de/wirtschaft/ausschreibungen/eeg
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‚zentrales Modell‘ umschrieben. Kernelement bildet der im Juni 2019 veröffentlichte Flächenent-
wicklungsplan.“9 

Das BSH, das dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr angehört, 
entscheidet gemäß § 66 Abs. 2 WindSeeG über Genehmigungen für die Errichtung, den Betrieb 
und die Änderung von Windenergieanlagen auf See, sonstigen Energiegewinnungsanlagen sowie 
Offshore-Anbindungsleitungen, Anlagen zur Übertragung von Strom aus Windenergieanlagen auf 
See und Anlagen zur Übertragung von anderen Energieträgern aus Windenergieanlagen auf See 
oder aus sonstigen Energiegewinnungsanlagen.10 

Das BSH stellt gem. §§ 4 ff. WindSeeG zunächst den eingangs genannten Flächenentwicklungs-
plan auf. Nach einer Voruntersuchung der dort festgelegten Flächen stellt es die Eignung be-
stimmter Flächen sowie die auf ihr zu installierende Stromleistung durch Rechtsverordnung – 
zuletzt durch die Dritte Verordnung zur Durchführung des Windenergie-auf-See-Gesetzes vom 
5. Januar 202311 – fest (§ 12 Abs. 5 WindSeeG).12 Im Anschluss schreibt die Bundesnetzagentur, 
die dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz angehört, die 
Erzeugung dieser Stromleistung aus (§ 50 WindSeeG).13  

§ 15 Abs. 1 Satz 1 WindSeeG verweist bezüglich der Ausschreibungsbedingungen vorrangig auf 
die allgemeinen Bestimmungen des EEG. Der 3. Teil des WindSeeG (§§ 14-66) enthält dann die 
speziellen Regelungen zur Ausschreibung für Windenergie auf See.  

Den Zuschlag auf zentral voruntersuchten Flächen erhält derjenige Bieter, der die meisten 
Punkte nach dem gesetzlichen Bewertungskatalog erreicht (§ 53 WindSeeG). Auf nicht zentral 
voruntersuchten Flächen haben die potenziellen Anlagenbetreiber die Untersuchung selbst und 
auf eigene Kosten durchzuführen. Den Zuschlag erhält gemäß § 20 Abs. 1 Satz 1 WindSeeG derje-
nige Bieter, der für die Erzeugung der ausgeschriebenen Strommenge die geringste Förderprämie 
(„niedrigster Gebotswert“, § 20 WindSeeG) nach § 24 WindSeeG i. V. m. § 19 EEG verlangt.14 

„Mit dem Zuschlag erhält der Bieter das Recht auf Durchführung eines Planfeststellungsverfah-
rens für die Errichtung der Windenergieanlagen auf See sowie den Anspruch auf Anschluss sei-
ner Anlagen an das deutsche Stromnetz (§ 55 WindSeeG).“15 Nur wer über den Zuschlag für eine 
Fläche verfügt, kann den Antrag auf Durchführung des Planfeststellungsverfahrens oder 

 

9 Umweltbundesamt, Windenergie auf See (Offshore-Windenergie), 14. August 2020, https://www.umweltbun-
desamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/windenergie-auf-see-offshore-windenergie. 

10 BSH, Offshore, https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offshore/offshore_node.html. 

11 https://www.gesetze-im-internet.de/windseev_3/BJNR0080A0023.html. 

12 Vgl. Hakenberg, in: Weber, Rechtswörterbuch, 31. Edition 2023, Windenergieanlagen auf See. 

13 Hakenberg, in: Weber, Rechtswörterbuch, 31. Edition 2023, Windenergieanlagen auf See. 

14 Hakenberg, in: Weber, Rechtswörterbuch, 31. Edition 2023, Windenergieanlagen auf See. 

15 Hakenberg, in: Weber, Rechtswörterbuch, 31. Edition 2023, Windenergieanlagen auf See. 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/windenergie-auf-see-offshore-windenergie
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/windenergie-auf-see-offshore-windenergie
https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offshore/offshore_node.html
https://www.gesetze-im-internet.de/windseev_3/BJNR0080A0023.html
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Plangenehmigungsverfahrens zur Errichtung und zum Betrieb von Windanlagen auf See für 
diese Fläche stellen (§ 67 Abs. 1 WindSeeG). 

3. Gasförderung 

Das niedersächsische Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG)16 führt gemäß § 3 
Meeresbodenbergbaugesetz17 jenes Gesetz als ein vom Land Niedersachsen für diese Aufgabe 
durch den Bund entliehenes Organ aus. Das LBEG ist dadurch für die Offshore-Förderung von 
Gas in folgenden Gebieten zuständig: Küstenmeer Niedersachen, Küstenmeer Schleswig-Hol-
stein, AWZ des deutschen Sektors der Nordsee und AWZ des deutschen Sektors der Ostsee.18 Im 
Folgenden werden die zentralen Normen zur Gasförderung dargestellt. 

§ 1 MBergG: „Zweck dieses Gesetzes ist es, 

1. die Einhaltung der sich aus Teil XI des Übereinkommens, seiner Anlage III, dem Durchfüh-
rungsübereinkommen und den von der Behörde erlassenen Bestimmungen ergebenden Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland zu gewährleisten, 

[…] 
zu regeln.“ 

§ 2 Nr.1 MBergG gibt an, dass mit „Übereinkommen“ das Seerechtsübereinkommen der Verein-
ten Nationen vom 10. Dezember 1982 (SRÜ)19 einschließlich seiner Anlagen gemeint ist. 

§ 4 MBergG regelt die Zugangsbedingungen zur Gasförderung. Es bedarf hierfür nach § 4 Abs. 2 
MBergG einer Befürwortung des Landesamtes und eines Vertrags mit der Behörde. Mit Behörde 
ist gemäß § 2 Nr. 6 MBergG die Internationale Meeresbodenbehörde20 gemeint. 

§ 4 Abs. 4 MBergG regelt: „Das Landesamt prüft, ob die Voraussetzungen für die Befürwortung 
des Antragstellers gegeben sind. Zu dem Entwurf des Arbeitsplanes holt es jeweils die Stellung-
nahme des Bundesamtes für Seeschiffahrt [sic] und Hydrographie zu Angelegenheiten des See-
verkehrs und des Umweltschutzes ein und berücksichtigt sie bei seiner Entscheidung. In 

 

16 Vgl. Website des LBEG: https://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/. 

17 Siehe Fn. 2. 

18 LBEG, Aktivitäten Offshore, https://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/bergbau/offshore/offshore-
121428.html. 

19 Link zum englischen Volltext s. Division for Oceans & Law of the Sea, Office of Legal Affairs, United Nations, 
https://www.un.org/depts/los/convention_agreements/convention_overview_convention.htm;  vgl. Umweltbun-
desamt, Das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen, 22. Dezember 2014, https://www.umweltbun-
desamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/arktis/rechtlicher-institutioneller-rahmen-der-ark-
tis/das-seerechtsuebereinkommen-der-vereinten-nationen#seerechtsubereinkommen-sru. 

20 Vgl. Website der ISA: https://www.isa.org.jm/. 

https://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/
https://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/bergbau/offshore/offshore-121428.html
https://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/bergbau/offshore/offshore-121428.html
https://www.un.org/depts/los/convention_agreements/convention_overview_convention.htm
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/arktis/rechtlicher-institutioneller-rahmen-der-arktis/das-seerechtsuebereinkommen-der-vereinten-nationen#seerechtsubereinkommen-sru
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/arktis/rechtlicher-institutioneller-rahmen-der-arktis/das-seerechtsuebereinkommen-der-vereinten-nationen#seerechtsubereinkommen-sru
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/arktis/rechtlicher-institutioneller-rahmen-der-arktis/das-seerechtsuebereinkommen-der-vereinten-nationen#seerechtsubereinkommen-sru
https://www.isa.org.jm/
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Angelegenheiten des Umweltschutzes gibt das Bundesamt für Seeschiffahrt [sic] und Hydrogra-
phie seine Stellungnahme im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt ab.“  

Die auf Grundlage des § 7 Abs. 2 MBergG erlassene Offshore-Bergverordnung (Offshore-BergV)21 
regelt wiederum Näheres zu Sicherheitsmaßnahmen für Schiffs- und Luftverkehr, Unterwasser-
Leitungsinfrastruktur sowie zum Arbeitsschutz in ihrem Geltungsbereich gem. § 2 Abs. 1 Offs-
hore-BergV – der Aufsuchung, Gewinnung und Aufbereitung von Bodenschätzen im Gebiet der 
Küstengewässer und des Festlandsockels der Bundesrepublik Deutschland (Offshore-Bereich) 
und damit verbundene Tätigkeiten und Einrichtungen, in bestimmten Fällen auch Transit-Rohr-
leitungen.  

4. Sonstige Energieerzeugung auf See 

Wegen der geringen praktischen Relevanz ist hier nur am Rande auf das Seeanlagengesetz (See-
AnlG)22 hinzuweisen, welches gem. § 1 SeeAnlG u. a. für Kraftwerke gilt, die Energie aus der Be-
wegung von Meerwasser erzeugen. Der bei dem Gesetzentwurf federführende Ausschuss des 
Bundestages erläuterte das Verhältnis zum WindSeeG wie folgt: „Die Vorschriften für Anlagen 
zur Stromerzeugung aus Strömung und Wasser und Anlagen, die sonstigen wirtschaftlichen Zwe-
cken oder Forschungszwecken dienen, benötigen […] eine unmittelbare gesetzliche Grundlage, 
da sie sich von denen des Windenergie-auf-See-Gesetzes nicht wesentlich unterscheiden. Daher 
wird für diese Anlagen ein Seeanlagengesetz geschaffen, dessen Vorschriften so weit wie möglich 
denen des Windenergie-auf-See-Gesetzes entsprechen.“23 

Bezüglich der Herstellung von Wasserstoff auf See erklärte die Bundesregierung im Jahr 2019: 
„Mit [den] Änderungen des Windenergie-auf-See-Gesetzes und des Seeanlagengesetzes, die am 
21. Dezember 2018 in Kraft getreten sind, wurden jetzt die planungs- und zulassungsrechtlichen 
Grundlagen geschaffen, um in Bereichen im Umfang von 40 bis 70 Quadratkilometern die Erzeu-
gung von Wasserstoff auf See zu ermöglichen.“24 

5. Besonderheiten bei Investitionen aus dem Ausland und EU-Ausland 

„Ausländische Investitionen in Deutschland (Direktinvestitionen) unterliegen dem Investitions-
prüfungsrecht, als Teil des nationalen Außenwirtschaftsrechts. Dieses ist im 

 

21 https://www.gesetze-im-internet.de/offshorebergv/BJNR186610016.html.  

22 https://www.gesetze-im-internet.de/seeanlg/BJNR234800016.html. 

23 Deutscher Bundestag, Drs. 18/9096, 6. Juli 2016, S. 379, https://dserver.bundestag.de/btd/18/090/1809096.pdf. 

24 Deutscher Bundestag, Drs. 19/9904, 6. Mai 2019, S. 3, https://dserver.bundestag.de/btd/19/099/1909904.pdf. 

https://www.gesetze-im-internet.de/offshorebergv/BJNR186610016.html
https://www.gesetze-im-internet.de/seeanlg/BJNR234800016.html
https://dserver.bundestag.de/btd/18/090/1809096.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/099/1909904.pdf
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Außenwirtschaftsgesetz (AWG)25 und in der Außenwirtschaftsverordnung (AWV)26 geregelt.“27 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) kann bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen ausländische Investitionen in inländische Unternehmen im Hinblick auf Sicher-
heitsrisiken für die Bundesrepublik Deutschland prüfen und gegebenenfalls den unmittelbaren 
oder mittelbaren Erwerb eines inländischen Unternehmens oder die Beteiligung durch einen aus-
ländischen Investor beschränken oder ganz untersagen.28 

„Auf europäischer Ebene ist seit dem 10. April 2019 die Verordnung zur Schaffung eines Rah-
mens für die Überprüfung ausländischer Direktinvestitionen in der Union in Kraft (Verordnung 
(EU) 2019/452, sog. EU-Screening Verordnung). Basierend auf der Verordnung ist am 11. Oktober 
2020 der sogenannte europäische Kooperationsmechanismus in Kraft getreten (Artikel 6 - 11 der 
EU-Screening Verordnung). Seitdem beteiligen die Mitgliedstaaten einander und die Europäi-
sche Kommission an ihren nationalen Investitionsprüfverfahren.“29 

§ 15 Abs. 2 Satz 1 WindSeeG regelt zudem speziell für den Zugang sog. Unionsfremder zu Aus-
schreibungen der Offshore Windenergie: „Die für die Ausschreibung zuständige Stelle kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz einen Bieter, der ein 
Unionsfremder im Sinn des § 2 Absatz 19 des Außenwirtschaftsgesetzes ist oder dessen unmit-
telbare oder mittelbare Gesellschafter Unionsfremde sind, von dem Zuschlagsverfahren aus-
schließen, wenn seine Bezuschlagung oder der Betrieb der gebotsgegenständlichen Anlage die 
öffentliche Ordnung oder Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland voraussichtlich beein-
trächtigt.“30 

*** 

 

25 https://www.gesetze-im-internet.de/awg_2013/BJNR148210013.html. 

26 https://www.gesetze-im-internet.de/awv_2013/BJNR286500013.html. 

27 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Investitionen in Deutschland, WD 5 – 3000 – 084/23, 4. Okto-
ber 2023, S. 4, https://www.bundestag.de/resource/blob/976268/3cb3b63aaec47a32c98a1e538455214e/WD-5-
084-23-pdf.pdf (Hervorhebungen teilweise durch die Autorin). 

28 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Investitionen in Deutschland, WD 5 – 3000 – 084/23, 4. Okto-
ber 2023, S. 5, https://www.bundestag.de/resource/blob/976268/3cb3b63aaec47a32c98a1e538455214e/WD-5-
084-23-pdf.pdf (Hervorhebungen teilweise durch die Autorin); vgl. BMWK, Investitionsprüfung, 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Aussenwirtschaft/investitionspruefung.html. 

29 BMWK, Investitionsprüfung, https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Aussenwirtschaft/investitionsprue-
fung.html (Hervorhebungen durch die Autorin).  

30 Hervorhebungen durch die Autorin. 

https://www.gesetze-im-internet.de/awg_2013/BJNR148210013.html
https://www.gesetze-im-internet.de/awv_2013/BJNR286500013.html
https://www.bundestag.de/resource/blob/976268/3cb3b63aaec47a32c98a1e538455214e/WD-5-084-23-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/976268/3cb3b63aaec47a32c98a1e538455214e/WD-5-084-23-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/976268/3cb3b63aaec47a32c98a1e538455214e/WD-5-084-23-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/976268/3cb3b63aaec47a32c98a1e538455214e/WD-5-084-23-pdf.pdf
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Aussenwirtschaft/investitionspruefung.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Aussenwirtschaft/investitionspruefung.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Aussenwirtschaft/investitionspruefung.html
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